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Deutsche Wirtschaft wächst leicht und steht vor finanzpolitisch 
getragenem Aufschwung  

 

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) war im Jahr 2025 nach ersten Berechnungen 
des Statistischen Bundesamtes um 0,2 % höher als im Vorjahr. Kalenderbereinigt betrug der 
Anstieg der Wirtschaftsleistung in Deutschland sogar 0,3 %. Nach zwei Rezessionsjahren ist 
die deutsche Wirtschaft damit wieder leicht gewachsen. Das Wachstum ist vor allem auf die 
gestiegenen Konsumausgaben der privaten Haushalte und des Staates zurückzuführen. 

Demgegenüber gaben die Exporte erneut nach. Zudem hielt die Investitionsschwäche an. 
Sowohl in Ausrüstungen als auch Bauten wurde weniger investiert als im Vorjahr. Insgesamt 
wird Deutschland im Jahr 2025 den Prognosen nach im internationalen Vergleich erneut im 
Schlussfeld liegen. Die Europäische Kommission erwartet in ihrer Herbstprognose einen 
Anstieg des preisbereinigten BIP um 1,4 % für die 27 EU-Mitgliedstaaten. Insbesondere in 
Süd- und Osteuropa zeichnen sich teils kräftige Zuwächse gegenüber dem Jahr 2024 ab. Ein 
geringeres Wachstum als in Deutschland prognostiziert die Europäische Kommission nur für 
Finnland (+0,1 %). Außerhalb von Europa wuchs das preisbereinigte BIP laut Prognose in 
den USA um 1,8 % und in der Volksrepublik China um 4,8 % gegenüber dem Vorjahr.  

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einer Phase tiefgreifender struktureller Umbrüche 
und Probleme. Der Zollkonflikt mit den USA schwelte zuletzt im Zusammenhang mit den 
territorialen Ansprüchen der USA auf Grönland weiter, und die Unsicherheit über die 
zukünftige Entwicklung bleibt hoch, was die deutschen Exporte weiter belasten wird. Darüber 
hinaus kristallisiert sich zunehmend eine Entkopplung der deutschen Wirtschaft vom 
Welthandel heraus: Profitierten die exportierenden Unternehmen hierzulande in der 
Vergangenheit stets von globalen Aufschwüngen, scheint die Nachfrage nun zunehmend 
andernorts bedient zu werden. So sinkt die Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere gegenüber 
Nicht-EU-Ländern, Umfragen zufolge immer weiter. 

Der entscheidende Faktor für einen kräftigeren Aufschwung in den kommenden Jahren 
werden die deutlich ausgeweiteten öffentlichen Investitionen und vor allem der 
Staatskonsum sein. Das beschlossene Verschuldungspaket zur Modernisierung der 
Infrastruktur, zur Digitalisierung, Beschleunigung der Energiewende sowie zur Stärkung der 
Verteidigungsfähigkeit kann den öffentlichen Konsum und die öffentlichen Investitionen 
vorantreiben und das Wirtschaftswachstum somit deutlich anschieben. Dabei kurbeln 
zusätzliche Staatsausgaben auch unmittelbar private Investitionen und Konsumausgaben 
an. Gleichwohl ist zu beachten, dass Investitionen des Staates zwar konjunkturelle Impulse 
setzen, den erheblichen strukturellen Anpassungsbedarf aber nicht obsolet machen. 



Die Wirtschaftsforschungsinstitute erwarten im laufenden Jahr 2026 ein deutlich stärkeres 
Wachstum. Die Vorausschätzungen bewegen sich in einer Spannweite von 0,6 % bis 1,5 %. 
Im Jahresmittel 2026 dürfte die deutsche Wirtschaft also um 1,0 % wachsen. Im Jahr 2027, 
wenn die finanzpolitischen Impulse der zusätzlichen Investitionen in Infrastruktur und 
Verteidigung aufgrund des langen Vorlaufs solcher Maßnahmen vollständig wirksam werden, 
rechnen die Institute mit einem Wachstum von 1,5 % bis 2,0 % 

Es bleiben aber handfeste Risiken: Ein veritabler Handelskrieg mit hohen Strafzöllen und 
eine Eskalation der bestehenden geopolitischen Konflikte könnten die andauernden 
Unsicherheiten noch vertiefen und zudem die Inflation erneut befeuern. Dies würden die 
Zentralbanken zwingen die Zinsen nicht weiter zu senken, sondern sie wieder zu erhöhen. 
Das unweigerliche Resultat wären schlechtere Finanzierungsbedingungen und dadurch eine 
Abnahme von Investitionen, Konsum und Wachstum.  

Zudem setzt eine nachhaltige Trendwende voraus, dass in den kommenden zwei Jahren 
private Investitionen wieder deutlich zunehmen, Produktivitätsfortschritte realisiert werden 
und die Transformation der Wirtschaft in zentralen Bereichen vorankommt.  

Bruttowertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe und im Bau weiter unter 
Druck 

Die Bruttowertschöpfung ging 2025, trotz steigendem Bruttoinlandsprodukt, insgesamt leicht 
zurück. Preisbereinigt lag sie 0,1 % niedriger als im Vorjahr. Die Bruttowertschöpfung misst 
den Wert aller Güter und Dienstleistungen, die in einer Volkswirtschaft hergestellt werden, 
abzüglich der Vorleistungen. Sie stellt damit den im Produktionsprozess geschaffenen 
Mehrwert dar. Das Bruttoinlandsprodukt umfasst zusätzlich Steuern und Subventionen.  
 
In den unterschiedlichen Branchen entwickelte sich die Bruttowertschöpfung sehr 
differenziert. Im Produzierenden Gewerbe wurde 2025 im dritten Jahr in Folge weniger 
erwirtschaftet. Die preisbereinigte Bruttowertschöpfung nahm gegenüber dem Vorjahr um 1,0 
% ab. Zum Jahresende hin zeigten sich jedoch positive Signale, so nahmen die 
Auftragseingänge wieder zu. Insgesamt war der Rückgang der Bruttowertschöpfung damit 
weniger stark als in den Vorjahren.  

Auch für das Baugewerbe war 2025 erneut ein schwieriges Jahr. Die preisbereinigte 
Bruttowertschöpfung sank nochmals um 3,6 %, die Zahl der Insolvenzen nahm zu. 
Anhaltend hohe Baupreise bremsten insbesondere den Wohnungsbau deutlich aus. Auch 
das Ausbaugewerbe musste erneut einen Rückschlag hinnehmen. Besser war die Lage im 
Tiefbau: Der Neubau und die Instandsetzung etwa von Straßen, Bahnstrecken oder 
Energienetzen sorgten dafür, dass das Vorjahresniveau leicht übertroffen werden konnte. 

Im Dienstleistungsbereich zeigte sich ein gemischtes Bild: So sank die preisbereinigte 
Bruttowertschöpfung der Unternehmensdienstleister (-0,8 %) im Vergleich zum Vorjahr. Dies 
war vor allem auf die schlechte wirtschaftliche Entwicklung in den Branchen Werbung und 
Marktforschung, wissenschaftlich-technische Tätigkeiten sowie im Segment der 
Arbeitnehmerüberlassung zurückzuführen.  

Im Bereich Handel, Verkehr, Gastgewerbe stieg die preisbereinigte Bruttowertschöpfung 
dagegen an (+1,2 %). Hierzu trug insbesondere der Einzelhandel bei. Das Gastgewerbe 
erwirtschaftete hingegen weniger als im Vorjahr. Im Wirtschaftsbereich Information und 
Kommunikation stieg die Wirtschaftsleistung zwar ein weiteres Mal (+1,3 %), das Wachstum 
war aber schwächer als in den Vorjahren. Auch im Bereich Öffentliche Dienstleister, 
Erziehung, Gesundheit wuchs die Wertschöpfung erneut (+1,4 %).  

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft konnte ihre Bruttowertschöpfung im Jahr 2025 
um 0,5 % steigern und erreichte damit einen Bruttowertschöpfungsanteil von knapp 10 %. 
Für gewöhnlich hat die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft nur moderate 
Wertschöpfungszuwächse und ist nur geringen Schwankungen unterworfen. Gerade diese 
Beständigkeit begründet die stabilisierende Funktion der Immobiliendienstleister für die 
Gesamtwirtschaft, vor allem in Zeiten einer flauen Gesamtentwicklung. Nominal erzielte die 



Grundstücks- und Immobilienwirtschaft 2025 eine Bruttowertschöpfung von 392 Milliarden 
Euro. 

Langjähriger Anstieg der Erwerbstätigenzahl gestoppt, Zuwanderung sinkt 

Im Jahresdurchschnitt 2025 waren 46,0 Millionen Menschen mit Arbeitsort in Deutschland 
erwerbstätig. Gegenüber dem Vorjahr ist der Wert nahezu unverändert. Mit Ausnahme des 
Corona-Jahres 2020 war die Erwerbstätigenzahl seit 2006 durchgängig gewachsen. 
Allerdings hatte der Anstieg seit Anfang 2024 deutlich an Dynamik verloren. Im Jahr 2025 
kam er nun zum Erliegen. Dabei glichen sich unterschiedliche Entwicklungen aus, wie 
Analysen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für 
Arbeit zeigen: Zugewanderte Arbeitskräfte sowie die steigende Erwerbsbeteiligung von 
Älteren und von Frauen erhöhten für sich genommen die Erwerbstätigenzahl um jeweils rund 
eine Viertelmillion Personen. Die demografische Entwicklung führte demgegenüber zu einer 
Absenkung der Erwerbstätigenzahl um rund eine halbe Million Personen.  

Wie bereits im Vorjahr stieg die Erwerbstätigenzahl im Jahr 2025 ausschließlich in den 
Dienstleistungsbereichen (+0,5 %). Im Verarbeitenden Gewerbe sank die Erwerbstätigenzahl 
um 2,2 %. Das Baugewerbe verzeichnete einen Rückgang um 0,9 % gegenüber dem 
Vorjahr, der ohne den weiterhin wachsenden Tiefbau noch stärker ausgefallen wäre.  

Trotz des leichten Beschäftigungsaufbaus sind Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 2025 
jahresdurchschnittlich weiter deutlich gestiegen. Die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland 
erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr um 161.000 auf 2,9 Millionen Menschen. Die 
Arbeitslosenquote stieg um 0,3 Prozentpunkte auf 6,3 Prozent. In den Ländern ist die 
jahresdurchschnittliche Arbeitslosigkeit durchweg gestiegen. Die stärksten Zuwächse gab es 
in Bayern (+11 Prozent) und Baden-Württemberg (+9 Prozent), die geringsten in 
Mecklenburg-Vorpommern (+1 Prozent) und Thüringen (+2 Prozent). 

Der langjährige Anstieg der Beschäftigung in Deutschland wird seit Jahren hauptsächlich 
durch eine Zuwanderung von Personen aus dem Ausland getragen. In den kommenden 
Jahren nimmt der demografische Wandel weiter an Fahrt auf und verringert das 
Erwerbpersonenpotenzial, das ohne Zuwanderung zur Verfügung steht, immer deutlicher. 
Allein für 2026 erwarten das IAB einen demografisch bedingten Rückgang des 
Arbeitskräftepotenzials um 470.000 Personen. Damit das Arbeitskräfteangebot in 
Deutschland auch in Zukunft einigermaßen stabil gehalten wird, müsste die 
Nettozuwanderung nach Modellrechnungen des IAB bis 2050 innerhalb einer Spanne von 
346.000 Personen (bei extrem steigenden Erwerbsquoten) bis 533.000 Personen (bei 
realistisch steigenden Erwerbsquoten) pro Jahr liegen. 

Insgesamt verzeichnete Deutschland im Jahr 2025 eine deutliche geringere 
Nettozuwanderung als die beiden Jahre zuvor. Nach vorläufiger Schätzung des Statistischen 
Bundesamtes sind rund 270.000 Personen mehr nach Deutschland gezogen als ins Ausland 
fortgezogen. Damit liegt die Nettozuwanderung unter dem Durchschnitt der Jahre 2010 bis 
2024.  

Angesichts der geringen Nettozuwanderung wird der Fachkräftemangel in Deutschland ein 
wachsendes Problem, der nahezu alle Wirtschaftsbereiche und Regionen betrifft. Allerdings 
hat sich die Situation in den letzten Jahren, entsprechend der lahmenden Konjunktur, 
etwas entspannt. So ermittelte das ifo-Institut im Rahmen seiner Konjunkturumfragen im 
August 2025, dass bei knapp 28 % der Unternehmen in Deutschland die Geschäftstätig- 
keit vom Fachkräftemangel behindert wird. Im August des Vorjahres lag der Wert noch bei 
35 %.  

Privater und öffentlicher Konsum stützten das Wachstum. Investitionen 
rückläufig. 

Auf der Verwendungsseite konsumierten sowohl die privaten Haushalte als auch der Staat 
im Jahr 2025 deutlich mehr als im Vorjahr. Preisbereinigt stiegen die privaten 
Konsumausgaben um 1,4 % und die staatlichen Konsumausgaben um 1,5 %. Die 



Bruttoanlageinvestitionen gingen dagegen erneut zurück, mit -0,5 % allerdings weniger stark 
als in den Jahren zuvor. In einem für den deutschen Außenhandel turbulenten Jahr 
verzeichneten auch die Exporte 2025 nochmals Verluste (-0,3 %). 

Die preisbereinigten Konsumausgaben des Staates stiegen 2025 vergleichsweise kräftig um 
1,5 %. Hierbei handelt es sich um Ausgaben für öffentliche Leistungen wie Bildung oder 
Gesundheit. Hauptursache für den Anstieg war, dass die Sozialversicherung mehr Geld für 
Krankenhaus- und Arztbehandlungen, Medikamente sowie Pflege ausgeben musste.  

Die Konsumausgaben der privaten Haushalte im Inland stiegen im Jahr 2025 preisbereinigt 
um 1,4 % gegenüber dem Vorjahr. Die Haushalte gaben zu Beginn des Jahres deutlich mehr 
für Waren und Dienstleistungen aus, steigerten ihren Konsum in der zweiten Jahreshälfte 
aber kaum noch.  

Die Bauinvestitionen gingen um 0,9 % zurück. Das war bereits der fünfte Rückgang in Folge. 
Hohe Baupreise dürften dazu geführt haben, dass vor allem Vorhaben im Wohnungsbau 
nicht realisiert wurden. In Wohnbauten wurde 2,4 % weniger investiert.  

Investitionen in Ausrüstungen – also Maschinen, Geräte und Fahrzeuge – nahmen im Jahr 
2025 preisbereinigt um 2,3 % im Vergleich zum Vorjahr ab. Das war der vierte Rückgang in 
Folge in dieser wichtigen Investitionskategorie. 

Der Außenhandel war weiterhin sehr angespannt. Insgesamt wurden im Jahr 2025 weniger 
Waren und Dienstleistungen exportiert als im Vorjahr (-0,3 %). Dies stand im Kontrast zum 
weiter wachsenden Welthandel. Die Warenausfuhren gingen im Jahr 2025 preisbereinigt 
sogar um 0,7 % zurück, das war der dritte Rückgang in Folge.  

Inflation bleibt leicht oberhalb von 2 %, Anlagen für Heizung und Warmwasser 
treiben die Baupreise weiterhin nach oben  

Die Inflationsrate in Deutschland – gemessen als Veränderung des Verbraucherpreisindex 
(VPI) zum Vorjahresmonat – ist im Laufe des Jahres 2025 nicht mehr deutlich zurück 
gegangen und erreichte im Dezember eine Rate von 1,8 %. Damit verfehlte sie im 
Jahresdurchschnitt knapp das Geldwertstabilitätsziel der Europäischen Zentralbank. Wie 
bereits im Vorjahr lag die Jahresrate bei einem Wert von 2,2 %. 

War 2021 zunächst die weltweite Nachfrage nach Baustoffen, die mit Abflauen der 
Coronakrise sprunghaft gestiegen war, ausschlaggebend für den erheblichen Preisdruck bei 
Baumaterialien, kamen durch den Krieg in der Ukraine weitere Lieferengpässe und eine 
enorme Verteuerung der Energiepreise hinzu. Verglichen mit dem Vorkrisenniveau stiegen 
die Baupreise von Ende 2019 bis Ende 2025 um gut 48 %. Einen derartigen Preisschock hat 
es seit den frühen 1970er-Jahren nicht mehr gegeben.  

Die Normalisierung der Energiepreise und der Lieferbeziehungen für Baustoffe haben die 
Wachstumsraten der Baupreise in den vergangenen zwei Jahren zwar deutlich nach unten 
gedrückt, das Preisniveau bleibt aber hoch und steigt weiterhin stärker als die allgemeine 
Teuerung. Nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes verteuerten sich die Preise 
für den Neubau von Wohngebäuden in Deutschland im 4. Quartal 2025 im 
Vorjahresvergleich um 3,2 %. Dieser Anstieg lag wie in den Vorquartalen über der 
allgemeinen Preissteigerung, die 2,1 % betrug. 

Vor allem vom Ausbaugewerbe, das mit rund 56 % den größten Anteil an den Bauleistungen 
im Wohnungsbau hat, geht weiterhin ein deutlicher Preisdruck aus: Die Preise für 
Ausbauarbeiten nahmen im 4. Quartal 2025, gegenüber dem Vorjahr, um 3,8 % zu.  

Hierbei erhöhten sich die Preise für Heizanlagen und zentrale Wassererwärmungsanlagen 
(darunter zum Beispiel Wärmepumpen) um 4,4 %. Diese haben unter den Ausbauarbeiten 
neben Metallbauarbeiten den größten Anteil am Baupreisindex für Wohngebäude. Für 
Metallbauarbeiten stiegen die Preise um 2,2 %. Bei Elektro-, Sicherheits- und 
Informationstechnischen Anlagen – darunter fallen zum Beispiel Elektro-Warmwasserbereiter 



und Kommunikationsanlagen – nahmen sie um 5,4 % zu, bei Wärmedämm-
Verbundsystemen um 3,5 %. 

Neben dem Neubau werden auch die Preise für Instandhaltungsarbeiten an Wohngebäuden 
(ohne Schönheitsreparaturen) erhoben. Auch diese legten im 4. Quartal 2025 mit 4,1 % 
weiterhin stärker zu als die allgemeine Preissteigerung und ebenfalls stärker als die 
Ausbauarbeiten im Wohnungsneubau. 

Nur geringfügig über der allgemeinen Inflation lag die Teuerung bei Rohbauarbeiten an 
Wohngebäuden. Hier stiegen die Preise von November 2024 bis November 2025 um 2,5 % 
an. Den größten Anteil an den Rohbauarbeiten und auch am Gesamtindex für den Neubau 
von Wohngebäuden haben Betonarbeiten und Mauerarbeiten. Während die Preise für 
Betonarbeiten im Vorjahresvergleich um 1,5 % zunahmen, erhöhten sich die Preise für 
Mauerarbeiten um 1,3 %, deutlich unterhalb der allgemeinen Preissteigerung. 
Dachdeckungsarbeiten waren dagegen im November 2025 um 4,5 % teurer als im 
November 2024, die Preise für Erdarbeiten stiegen im gleichen Zeitraum um 3,1 % und die 
Preise für Zimmer- und Holzbauarbeiten um 5,4 %. Hier gab es die bedeutendsten 
Preiszuwächse bei den Rohbauarbeiten. 

Trotz rückläufiger Nachfrage, durch die die Kapazitätsauslastung im Baugewebe zuletzt 
deutlich gesunken ist, traten Preisrückgänge bei den Bauleistungen bisher nicht ein.  

Wohnungsbauinvestitionen sind abgestürzt, aber Talsohle allmählich in Sicht 

In den vergangenen Jahren führten stark steigende Zinsen und Baupreise zu höheren 
Kosten und erschwerten die Finanzierung von Bauvorhaben erheblich. Die Auftrags- und 
Genehmigungszahlen brachen ein. Vor allem im Wohnungsbau waren die Rückgänge 
deutlich. Im Jahr 2024 waren die Wohnungsbauinvestitionen erstmals seit der Finanzkrise im 
Jahr 2009 in nominaler Betrachtung deutlich gesunken (-2,5 %). Im Jahr 2025 stagnierten sie 
in nominaler Rechnung in etwa auf diesem Niveau, preisbereinigt gingen die 
Wohnungsbauinvestitionen schon seit 2021 Jahr für Jahr zurück. Trotz zuletzt abnehmender 
Tendenz sind die Wohnungsbauinvestitionen damit in den vergangenen sechs Jahren um 20 
% gesunken. 

Auch 2025 nahmen die Wohnungsbauinvestitionen preisbereinigt mit -2,4 % spürbar stärker 
ab als die Bauinvestitionen insgesamt (-0,9 %). Noch zwischen 2010 und 2020 hatte der 
Wohnungsbau die treibende Kraft unter den Bausparten gebildet und war deutlich stärker als 
die übrigen Baubereiche gewachsen.  

In Neubau und Modernisierung der Wohnungsbestände flossen 2025 rund 272 Mrd. EUR. 
Anteilig wurden 59 % der Bauinvestitionen im Wohnungsbau getätigt; leicht weniger als im 
Vorjahr. Insgesamt umfassen die Bauinvestitionen über alle Immobiliensegmente 2025 einen 
Anteil von 10 % des Bruttoinlandsproduktes.  

Aufgrund der weiterhin hohen Zuwanderung und einer wachsenden Bevölkerung bleibt der 
Bedarf an Wohnraum hoch. Das erreichte Niveau der Baupreise und Finanzierungskosten 
dürften den Wohnungsbau auch weiter bremsen. Die bisher nicht vollständig ausgeglichenen 
Realeinkommensverluste der Privathaushalte aus vergangenen Jahren erschweren die 
Finanzierung von Wohnbauprojekten zusätzlich.  

Im Jahre 2026 dürften sich die Investitionen in Wohnbauten nur zaghaft erholen. Während 
die Bauinvestitionen insgesamt, vorrangig gestützt auf satte Zuwachsraten beim öffentlichen 
Bau, im Jahr 2026 um 1,7 % und 2027 um rund 3,4 % ausgeweitet werden, bremst der 
Wohnungsbau die Gesamtentwicklung. Den Prognosen der Institute zufolge werden die 
Investitionen in Wohnbauten 2026 nur leicht um rund 0,5 % und 2027 stärker um etwa 2,5 % 
zulegen. Das Investitionsniveau wird aber noch deutlich von den Höchstständen 
vergangener Jahre entfernt bleiben.  

Die allmählich sichtbare Trendwende im Wohnungsbau darf aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Rückgänge der letzten Jahre eine noch größere Lücke zwischen 



Baubedarf und Bauleistung gerissen haben. Wohnraum ist in den Städten so knapp wie seit 
Langem nicht mehr. Selbst wenn 2026 wieder positive Wachstumsraten erzielt werden, 
liegen die realen Wohnungsbauinvestitionen um fast 20 % unter dem Spitzenwert von 2020. 
Ausschlaggebend ist hier der Wohnungsneubau. Sein reales Volumen dürfte auch 2026 
noch um rund 25 % unter dem Niveau von 2020 liegen. Der politische Handlungsdruck, 
insbesondere den Wohnungsmangel zu beheben, ist also eher größer als kleiner geworden.  

Baugenehmigungen nehmen wieder Fahrt auf 

Im Jahr 2025 dürften nach letzten Schätzungen die Genehmigungen für rund 239.000 neue 
Wohnungen auf den Weg gebracht worden sein. Das sind 11 % mehr 
Wohnungsbaugenehmigungen als im Jahr zuvor. Damit hat sich der dramatische 
Abwärtstrend der Vorjahre umgekehrt. Noch 2024 war die Zahl der Baugenehmigungen um 
17 % gesunken. Seit 2020 ist die Zahl der genehmigten Wohnungen sogar um 43 % 
gesunken. Der neuerliche Anstieg kann die Verluste der Vorjahre also bei weitem noch nicht 
ausgleichen.  

Trotz der weiterhin schwierigen Rahmenbedingungen fasst der Wohnungsbau aber allmählig 
wieder Tritt. Erfreulicherweise nahm 2025 voraussichtlich auch die Zahl neu genehmigter 
Mietwohnungen wieder deutlich zum (+14 %) und stieg sogar stärker als die Zahl neu 
genehmigter Eigentumswohnungen (+12 %). Insgesamt wurden 2025 wohl rund 50.000 
Eigentumswohnungen und 79.000 Mietwohnungen im Geschosswohnungsbau genehmigt. 

Baufertigstellungen auch 2025 deutlich rückläufig  

Nach ersten Modellrechnungen des GdW wird die Zahl der Baufertigstellungen auch 2025 
weiter deutlich zurück gegangen sein (-14 %). Schätzungsweise 218.000 neue Wohnungen 
wurden fertiggestellt. Projekte aus dem Bauüberhang des letzten Jahres sorgten dafür, dass 
der Einbruch nicht noch drastischer ausfiel. Für die Jahre 2026 ist auf Grundlage der 
Entwicklungen bei den Genehmigungen ein weiterer Rückgang auf rund 200.000 neu 
errichtete Wohnungen zu erwarten. Dies entspricht einem weiteren Rückgang um 8 %. Erst 
2027 wird eine Trendwende zu wieder steigenden Fertigstellungen erkennbar werden. 

Die sozial orientierten Wohnungsunternehmen befinden sich dabei in einer besonders 
dramatischen Lage, letzten Umfragedaten zufolge könnte die Zahl neu errichteter 
Wohnungen von rund 29.000 Wohnungen auf nur noch 18.000 Wohneinheiten im Jahr 2025 
sinken. Das entspricht einem Rückgang um 40 %. Auch bei den Modernisierungen bedingen 
die Kostensteigerungen und das schwierigere Finanzierungsumfeld einen deutlichen 
Rückgang der Aktivitäten. Viele Vorhaben werden zurückgestellt und erstmal gar nicht 
modernisiert, ein Teil findet in vermindertem Umfang statt.  

Vor dem Hintergrund weiter hoher Wohnungsbedarfe und um die Wohnungsbau- und 
Klimaziele nicht komplett abschreiben zu müssen, sollte die amtierende Bundesregierung 
schnell Maßnahmen für bezahlbaren und sozialen Wohnungsbau ergreifen.1 Die 
entscheidenden Stellschrauben hierbei: Bauen und Umbauen müssen wieder wirtschaftlich 
umsetzbar gemacht werden. Also weg von einseitig immer höheren Anforderungen, hin zum 
Grundsatz: Das beste Kosten-Nutzen-Verhältnis muss entscheiden. Dem sozialen und 
bezahlbaren Wohnungsbau muss dabei in Gebieten mit Wohnungsmangel ein absoluter 
Vorrang eingeräumt werden. 

 

 
 


